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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 7729.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Juli 1870., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte an den Kreis Jüterbog-Luckenwalde, Regierungsbezirks Potsdam, 
für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauſſee von Dahme bis 
zur Schweinitzer Kreisgrenze in der Richtung auf Herzberg. 


Nies Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemäßigen 
Ausbau der Straße von Dahme bis zur Schweinitzer Kreisgrenze in der Richtung 
auf Herzberg genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Jüterbog— 
Luckenwalde das Expropriationsxecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beftehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem genannten 
Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für 
die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der 
in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
follen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwen⸗ 
dung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 20. Juli 1870. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 


Arbeiten und den Finanzminiſter. 
S een — 
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Ausgegeben zu Berlin den 21. September 1870. 
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(Ir. 7730.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Auguſt 1870., betreffend den Bau und Betrieb einer 
; Verbindungs⸗Eiſenbahn zwiſchen den Werken der Firma Jacobi, Haniel 
und Huyſſen zu Gutehoffnungshütte. 


J will auf Ihren Bericht vom 1. Auguft d. J. zu dem von der Firma 
Jacobi, Haniel und Huyſſen zu Gutehoffnungshütte in Sterkrade a. Rh. beab⸗ 
ſichtigten Bau und Betriebe einer für den Lokomotivbetrieb einzurichtenden Ber- 
bindungs⸗Eiſenbahn zwiſchen ihren verſchiedenen, in den Bürgermeiſtereien Holten, 
Oberhauſen, Borbeck und Meiderich gelegenen Werken nach Maaßgabe des Mir 
vorgelegten Planes hierdurch Meine Genehmigung unter der Bedingung ertheilen, 
daß anderen Unternehmern ſowohl der Anſchluß an die projektirte Bahn mittelſt 
Zweigbahnen, als auch die Benutzung der erſteren gegen zu vereinbarende, eventuell 
von Ihnen feſtzuſetzende Fracht⸗ oder Bahngeldſätze vorbehalten bleibt. Zugleich 
heſtimme Ich, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 
3. November 1838. ergangenen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen über die 
Expropriation und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder Grund- 
ſtücke, auf dieſes Unternehmen Anwendung finden. 


Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Hauptquartier Homburg, den 8. Auguſt 1870. 
Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr, 773].) Privilegium wegen Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Obligationen der 
Stadt Altona im Betrage von 500,000 Thalern. Vom 10. Auguſt 1870. 


a 7 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x 


ertheilen, nachdem die ſtädtiſchen Kollegien der Stadt Altona zur Beſtreitung der 
Koſten verſchiedener nothwendiger und nützlicher Unternehmungen im Intereſſe der 
Kommune, ſowie zur Rückzahlung älterer ſtädtiſcher Schulden die Aufnahme einer 
Anleihe zum Betrage von 500,000 Thalern (fünfhunderttauſend Thalern) be⸗ 
ſchloſſen und darauf angetragen haben, der Stadt Altona zu dieſem Behufe die 
Ausgabe von auf den Inhaber lautenden und mit Zinskupons verſehenen Obli⸗ 
gationen zu geſtatten, in Gemäßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverbindlichkeit an jeden 
Inhaber enthalten, und der Verordnung vom 17. September 1867. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 1518.) durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung zur Ausgabe gedachter Obligationen unter nachſtehenden Weinen 
. 8 


/ 


E 355 


Es werden ausgegeben: 
1500 Obligationen, jede zu 100 Thaler = 150,000 Thaler, 
500 s 3200 = 


100,000 = 
400 ; 50006, e, 
50 ; 1000 = 50000. » 


in Summa — 500,000 Thaler. 
Die Obligationen find nach dem anliegenden Schema auszuſtellen, mit vier einhalb 
vom Hundert jährlich zu verzinſen, von Seiten der ſchuldneriſchen Stadtgemeinde 
nach näherem Inhalt der Obligationen kündbar und von ſelbiger mindeſtens mit 
zwei und einhalb vom Hundert des Geſammt⸗Kapitalbetrages der ausgegebenen 
Obligationen jährlich zu amortiſtren. 


Vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 


ertheilen und durch welches für die Befriedigung der Obligationen⸗Inhaber Sei⸗ 


tens des Staats keinerlei Gewähr übernommen wird, iſt nebſt dem Schema der 
Obligationen, der Zinskupons und der zu dieſen gehörigen Anweiſungen (Talons) 
durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Hauptquartier Saarbrücken, den 10. Auguſt 1870. 


(L. S.) Wilhelm. | 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Provinz Schleswig ⸗olſtein. 
Altonaer Stadt-Obligation 


der 
Anleihe von Fuͤnfhundert Tauſend Thalern 
Litir ar N 
über 


EEE TER Thaler Preußiſch Kurant. 


(Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Pribiſegiums vom . 
Geſetz⸗Samml. von 1870. Stück.. ) 


Der Magiſtrat und das Stadtverordneten⸗Kollegium der Stadt Altona be⸗ 
urkunden und bekennen hierdurch, daß der Inhaber dieſer Obligation von der 
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NN Feet einst ae EET 


Stadt Altona ein derſelben dargeliehenes Kapital von ... Thalern, geſchrieben 
Be Thalern Preußiſch Kurant, zu fordern hat, welches mit vier einhalb 


Prozent jährlich verzinſt und durch Auslooſung von mindeſtens zwei und einhalb 
Prozent des Geſamimt⸗Kapitalbetrages der ausgegebenen Obligationen jährlich 
zurückgezahlt wird. Die näheren Bedingungen ſind in dem umſtehend abgedruck⸗ 
ten Plane enthalten. 

Altona; m 8 1870. 


Der Magiſtrat. Das Stadtverordneten-Kollegium. 


(Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines Magiſtratsmitgliedes, ſowie des Stadt- 
verordnetenvorſtehers und feines Stellvertreters.) 


e 
betreffend 
die Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt Altona 
im Betrage von 500,000 Thalern. 


Das Kapital wird mit vier einhalb vom Hundert jährlich verzinſt und werden 
die Zinſen halbjährlich, am 2. Januar und 1. Juli, ſowie ſpäter, fo lange die- 
ſelben nicht verfährt nd, gegen Rückgabe der zu jeder Obligation auf fünf Jahre 
ausgefertigten Kupons auf der Stadtkaſſe in Altona ausgezahlt. Verfallene 
Kupons werden ungültig, wenn ſie nicht vor dem Ablaufe der durch das Geſetz 
vom 9. Februar 1869. (Geſetz-Samml. S. 341.) eingeführten vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt zur Zahlung präſentirt worden. Jedem Kuponbogen wird ein Talon 
beigegeben, gegen deſſen Rückgabe die folgende Serie der Kupons an den Inhaber 
des Talons verabfolgt wird. 

Erhebt der Inhaber der Obligation gegen die Aushändigung der Kupon⸗ 
bogen an den Talon- Inhaber Widerſpruch, fo wird bis zur gerichtlichen Entſchei— 
dung über die Rechtmäßigkeit des Beſitzes der Obligation oder des Talons die 
Auslieferung und Auszahlung der Kupons ſiſtirt. Zur Tilgung dieſer Anleihe 
werden jährlich, von dem auf die erſte Obligationen-Ausgabe folgenden Jahre an, 
am erſten Wochentage im Juli mindeſtens zwei und einhalb vom Hundert des 
Geſammt⸗Kapitalbetrages der ausgegebenen Obligationen öffentlich ausgelooſt und 
am erſten Wochentage des folgenden Monats Januar auf der Stadtkaſſe aus⸗ 
gezahlt; die gezogenen Nummern werden im Preußiſchen Staatsanzeiger, im 


Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Schleswig, im Altonger Merkur, in 
den Altonger Nachrichten und in der Hamburger Börſenhallenliſte wenigſtens 
drei Monate vor den Rückzahlungstagen bekannt gemacht. Sollte eines dieſer 
Blätter eingehen, ſo beſtimmen dafür die ſtädtiſchen Kollegien mit Genehmigung 
der Regierung ein anderes. 

Mit 


Mit dem Ablaufe des angekündigten Zahlungstages hört die Verzinſung 
der betreffenden Obligation auf. Dem Inhaber ſteht ein Recht auf Kündigung 
nicht zu. Dagegen behält ſich die Stadt Altona das Recht vor, einen größeren 
Betrag als den oben feſtgeſtellten auszulooſen oder die ſämmtlichen Obligationen 
zur Auszahlung innerhalb ſechs Monate zu kündigen. 

Die vorbehaltene Mehrauslooſung wird jedenfalls auf Höhe derjenigen 
Einnahme⸗Ueberſchüſſe ſtattfinden, welche fich aus den durch diefe Geſammtanleihe 
beſtrittenen Unternehmungen für die Stadtkommune etwa ergeben werden. Die 
Kündigung und der Tag der Rückzahlung wird in obigem Falle in den vor— 
bezeichneten Blättern ebenfalls bekannt gemacht. Die Rückzahlung des Kapitals 
erfolgt nur gegen Auslieferung der betreffenden Obligationen nebſt den nicht ver- 
fallenen Zinskupons. In Ermangelung letzterer wird der Nominalbetrag der 
fehlenden vom Kapitale abgezogen. i 

Ausgelooſte oder gekündigte Obligationen, welche nicht binnen dreißig 
Jahren nach dem Fälligkeitstermine zur Zahlung vorgezeigt oder als verloren 
oder vernichtet zur Amortiſation angemeldet werden, erlöſchen und hört von dem 
genannten Zeitpunkte die Zahlungsverbindlichkeit der Stadt auf. Solche Obli— 
gationen ſollen bis dahin jährlich einmal in den oben genannten öffentlichen 
Blättern aufgerufen werden. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Obliga— 
tionen oder Zinskupons erfolgt nach den Vorſchriften der Verordnung für das 
Herzogthum Holſtein, betreffend die Mortifikation der Aktien der Holſteiniſchen 
Eiſenbahnen und Aktiengeſellſchaften, vom 11. Juli 1863. mit der näheren Maaß⸗ 
gabe, daß die nach $. 2. der genannten Verordnung zu erlaſſenden öffentlichen 
Bekanntmachungen bei dem Magiſtrate der Stadt Altona zu beantragen, daß das 
fernere Verfahren bei dem Altonaer Kreisgerichte einzuleiten iſt und daß für alle 
durch die Verordnung vorgeſchriebenen Bekanntmachungen die vorgedachten 
Blätter zu benutzen ſind. 

Das Aufgebot und die Mortifizirung von Talons findet nicht ſtatt. Zur 
Sicherheit der durch dieſe Obligation übernommenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde mit ihrem geſammten Vermögen und ihrer Steuerkraft. 


Meng nnn 8 18.5 


Der Magiſtrat. Das Stadtverordneten-Kollegium. 
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Kupon 
zur 


Altonaer Stadt⸗Obligation Littr. . „ 
über 155 f 
e Thaler. Sgr. Pf. 

Inhaber empfängt am 1. Juli 18.. (2. Januar 18. .) an Zinſen obiger 
Stadt: Obligation für den Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 18.. (1. Juli 
bis 31. Dezember 18...) 

e Dhalen Sgr. Pf. 
aus der Altonaer Stadtkaſſe. 

Dieſer Kupon wird ungültig, wenn der Betrag nicht vor dem Ablaufe 
der durch das Geſetz vom 9. Februar 1869. vorgeſchriebenen vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt erhoben wird. 

Ai, ,,, E E 185 


Der Magiſtrat. Das Stadtverordneten Kollegium. 


Bemerkung. Die Unterſchriften der Magiſtratsmitglieder und des Stadtverordneten— 
vorſtehers ſammt Stellvertreter können unter den Kupons mit Lettern 
oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden. Die eigenhändige Unterſchrift 
eines Kontrolh anten muß jedoch hinzutreten. 


Talon 
zur 


Altonaer Stadt⸗Obligation Littr. ..... M 
bd über 
ORN Thaler, no 

Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe an die Altonaer 
Sladtkaſſe mn: 8 18.. die 5 Serie von zehn Zinskupons zu 
obiger Stadt⸗Obligation. 

Wird von dem Inhaber der Obligation Widerſpruch gegen die Aus hän⸗ 
digung der Zinskupons erhoben, ſo wird letztere bis zur gerichtlichen Entſcheidung 
über die Rechtmäßigkeit des Beſitzes der Obligation und des Talons ſiſtirt. 

Along . a 18% 


Der Magiſtrat. Das Stadtverordneten-Kollegium. 


Bemerkung. Die Unterſchriften der Magiſtratsmitglieder und des Stadtverordneten⸗ 
Vorſtehers ſammt Stellvertreter können unter dem Talon mit Lettern 
oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden. Die eigenhändige Unterſchrift 
eines Kontrolbeamten muß jedoch hinzutreten. i 


(Nr. 7732.) 
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Allerhöchſter Erlaß vom 10. Auguſt 1870., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von Neuhaldensleben, im Kreiſe Neuhaldensleben des Regierungsbezirks 3 
Magdeburg, über Satuelle bis zur Braunſchweigiſchen Landesgrenze in 
der Richtung auf Uthmoeden. 


* 


Nada Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
von Neuhaldensleben, im Kreiſe Neuhaldensleben des Regierungsbezirks Magde⸗ 
burg, über Satuelle bis zur Braunſchweigiſchen Landesgrenze in der Richtung 
auf Uthmoeden genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Bauunternehmern, 
der Stadtgemeinde Neuhaldensleben, der Dorfgemeinde Satuelle und dem Gute 
Detzel, das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grund⸗ 
ſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs- 
Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, in Bezug auf diefe Straße. Zugleich will Ich den vorgenannten Un⸗ 
ternehmern gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des 
für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmun⸗ 
gen auf den Staats ⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch ver- 
leihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 


gehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 


Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Hauptquartier Saarbrücken, den 10. Auguſt 1870. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itenpliz. Camphauſen. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
; Arbeiten und den Finanzminiſter. 


——rð—³ẽm . ̃ 


(Nr. 7733.) Allerhöchſter Erlaß vom 10. Auguſt 1870., betreffend die Verleihung des Rechts 
zur Chauſſeegeld⸗Erhebung an den Kreis Ruppin, Regierungsbezirks 
Potsdam, auf der Kreis-Chauſſee vom Bahnhofe zu Neuſtadt a. d. D. 
nach Hohenofen. 


Au Ihren Bericht vom 2. Auguſt d. J. will Ich dem Kreiſe Ruppin, im 
Regierungsbezirk Potsdam, in Bezug auf die von ihm ausgebaute Kreis- Chauſſee 
vom Bahnhofe zu Neuſtadt a. d. D. nach Hohenofen, gegen die Uebernahme der 

(Nr. 77327784) chauſſee⸗ 
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chauſſeemäßigen Unterhaltung derſelben, das Recht zur Chauſſeegeld-Erhebung 
nach dem für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Tarife, einſchließlich der 
in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Beſreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 

Hauptquartier Saarbrücken, den 10. Auguft 1870. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


— — S — — 


(Nr. 7734.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. Auguft 1870., betreffend die Verleihung des Gy- 
propriationsrechts an die Stadt Danzig zur Durchführung des Kanaliſa— 
tionswerkes dortſelbſt. 


Nachdem von der Stadtgemeinde Danzig beſchloſſen worden, die in den Kanälen 
der Stadt ſich anſammelnden Flüſſigkeiken in der auf dem zurückerfolgenden 
Situationsplan des Stadtbauraths Licht vom 24. Juni d. J. angedeuteten Rich- 
tung von der ſogenannten Kämpe nach den Berieſelungsanlagen innerhalb der 
ſtädtiſchen Ländereien bei Weichſelmünde abzuführen, verleihe Ich der Stadt 
Danzig, zur Durchführung dieſes Kanaliſationswerkes, das Recht zur Expropria⸗ 
tion und zur vorübergehenden oder nach Art von Grundſervituten dauernden Bes 
nutzung fremder Grundſtücke. f 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Hauptquartier St. Avold, den 13. Auguſt 1870. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gebruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


